Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudcsadie Nr. 1270 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden Gesetzentwurf 
seine Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

auf Aufhebung des Erlasses des Reichsarbeitsministers 
vom 10. November 1933, des sogenannten Führer- 
erlasses vom 21. Dezember 1938 und der Verord- 
nung über den Arbeitseinsatz vom 25. März 1939 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilossen : 

§ 1 

Der Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 10. November 1933 
IV a 20015/33 (RArbBl. I S. 288), der sogenannte Führererlaß vom 
21. Dezember 1938 (RGBl. I S. 1892) und die vom Rei disarbeits- 
minister mit Zustimmung des Beauftragten für den Vierjahresplan, 
des Reichsfinanzministers und des Reidisinnenministers erlassene 
„Verordnung über den Arbeitseinsatz” vom 25. März 1939 (RGBl. I 
S. 575) werden aufgehoben. 

f 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 29. Juli 1950 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Budidnickerei R. Madel, Bonn, Argelanderstrafie 81 
Aiieinvertneb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



RArbBl. 1939 I S. 288 


Erlaß zur Übertragung von Befugnissen auf den Präsidenten der 
Reidisanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversidierung. 
Vom 10. November 1933 — IV a 20015/33 — . 

An den Herrn Präsidenten der Reichsanstalt 

für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversidierung. 

Auf Grund der Verordnung des Reidispräsidenten über Maßnahmen 
auf d6m Gebiet der Finanzen, der Wirtschaft und der Rechtspflege 
vom 18. März 1933 Kapitel XIX (Reichsgesetzblatt I S. 109, 122) 
übertrage ich Ihnen hiermit, soweit dies nidbt schon durch beson- 
dere Erlasse geschehen ist. alle Befugnisse, die nach dem Gesetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung dem Vor- 
stand und dem Verwaltungsrat der Reichsanstalt sowie den Ver- 
waltungsausschüssen der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter 
zustehen. 

Der Reichsarbeitsminister 
Im Auftrag 
Dr. Beisiegel 


RGBl. I 1938 S. 1892 

Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 

Vom 21. Dezember 1938. 

Die Aufgaben und Befugnisse des Präsidenten der Reichsanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung gehen auf den 
Reichsarbeitsminister über; er kann die Aufgabenverteilung zwischen 
dem Reichsarbeitsministerium und der Reichsanstalt sowie inner- 
halb der Reidisanstalt neu regeln, 

Berlin, den 21. Dezember 1938 

Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 

Der Beauftragte für den Vierjahresplan 
Göring 

Generalfeldmarschall 


Der Reichsarbeitsminister 
Franz Seldte 



RGBL 1939 Teil I S. 575 


Verordnung über den Arbeitseinsatz. 

Vom 25. März 1939. 

Auf Grund des Erlasses des Führers und Reichskanzlers über die 
Reichsanstalt für ^i^beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 21. Dezember 1938 (Reichsgesetzblatt I S. 1892) wird mit Zu- 
stimmung des Beauftragten für den Vierjahresplan, des Reichs- 
ministers der Finanzen und des Reichsministers des Innern folgen- 
des verordnet: 


§ 1 

Die Landesarbeitsärater und Arbeit'^ärater werden Reichsbehörden, 
die dem Reichsarbeitsminister unterstellt sind. Das gleiche gilt für 
die Reidisausgleichsstelie für Arbeitsvermittlung; sie erhalt die Be- 
zeichnung ,^Reichsstelle für Arbeitsvermittlung’^ 

§ 2 

Die Beamten der bisherigen Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung werden unmittelbare Reichsbeamte. 
Dienstherr der Angestellten und Arbeiter der bisherigen Reichs- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung wird 
das Reich. 


§ 3 

Die bisherige Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung bleibt als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
mit der Aufgabe bestehen, das Beitragsaufkommen (§§ 142 ff. des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung) 
zu vereinnahmen und es nach Maßgabe ihres Haushaltsplanes zu 
verausgaben. Sie führt die Bezeichnung „Reichsstock für Arbeits- 
einsatz”. Der Reichsarbeitsminister verwaltet den Reichsstock für 
Arbeitseinsatz und setzt seinen Haushalt mit Zustimmung des 
Reichsministers der Finanzen fest. Das Verrnögen der bisherigen 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
bleibt Vermögen des Reichsstocks für Arbeitseinsatz, soweit nicht 
§ 4 Ausnahmen vorsieht. 


§4 

(1) Die Grundstücke, Gebäude und beweglichen Sachen der bisherigen 



Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 
die ihrer Verwaltung dienen, gehen in das Eigentum des Reichs 
über. 

(2) Das Reich tritt in alle Rechte und Pflichten der bisherigen Reichs- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ein, so- 
weit sie die ihrer Verwaltung dienenden Grundstücke, Gebäude 
und beweglichen Sachen betreffen. 

(3) Aus Anlaß des Übergangs von Rechten und Pflichten auf das 
Reich werden Steuern, Gebühren und andere Abgaben nicht erhoben. 

§5 

Die Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 


Berlin, den 25. März 1939 


Der Reichtsarbeitsminister 
In Vertretung 
Dr. Krohn 



